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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
18. Wahlperiode

Drucksache 18 / 1814
(zu Drs. 18/1554)

14. 04. 15

Bericht und Antrag des Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschusses

Konkretisierung der Aufgaben der Deputationen – Gesetz zur Konkretisierung der
Aufgaben der Deputationen

I. Bericht

Die Bürgerschaft (Landtag) hat in ihrer Sitzung am 17. Dezember 2014 die erste
Lesung des Gesetzes zur Konkretisierung der Aufgaben der Deputationen (An-
trag der Fraktion der CDU – Drucksache 18/1554) unterbrochen und das Gesetz
zur Beratung und Berichterstattung an den Verfassungs- und Geschäftsordnungs-
ausschuss überwiesen.

Der Ausschuss hat in seiner Sitzung am 4. Februar 2015 über den Gesetzentwurf
beraten. Er begrüßt einheitlich eine Konkretisierung der Aufgabenbereiche der
Deputationen. Die Landesverfassung beschränkt sich in Artikel 129 Satz 1 auf
die Formulierung „Angelegenheiten der verschiedenen Verwaltungszweige“,
ohne diese näher zu definieren. Auch das Deputationsgesetz selbst übernimmt
diese offene Formulierung der Landesverfasung. Der Ausschuss folgt deshalb
der Auffassung des Gesetzentwurfs, dies näher zu konkretisieren.

Demgegenüber sieht der Ausschuss keine Notwendigkeit, die sachliche Erledi-
gung von Beschwerden von allgemeiner Bedeutung ausdrücklich zu den Ange-
legenheiten der verschiedenen Verwaltungszweige zu erklären. Diesbezüglich
erkennt der Ausschuss keine Regelungslücke.

Der Ausschuss empfiehlt der Bürgerschaft (Landtag) einstimmig, das Gesetz zur
Konkretisierung der Aufgaben der Deputationen in der als Anlage beigefügten
Fassung zu ändern.

Der Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuss hat den vorliegenden Be-
richt einstimmig beschlossen.

II. Antrag

Der Verfassungs- und Geschäftsordnungsausschuss empfiehlt der Bürgerschaft
(Landtag) einstimmig:

1. Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt den Bericht des Verfassungs- und Ge-
schäftsordnungsausschusses zur Kenntnis.

2. Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Gesetz zur Konkretisierung der
Aufgaben der Deputationen in der als Anlage beigefügten Fassung in ers-
ter und zweiter Lesung.

Christian Weber

(Präsident der Bremischen Bürgerschaft)

ANLAGE
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Deputationen

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) beschlos-
sene Gesetz:

Artikel 1

Dem § 2 Absatz 2 des Gesetzes über die Deputationen vom 30. Juni 2011 (Brem.GBl.
S. 383 – 1100-b-1), das zuletzt durch das Gesetz vom 3. September 2013 (Brem.GBl.
S. 483) geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:
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„Zu den Angelegenheiten des Verwaltungszweiges gehören insbesondere auch we-
sentliche Änderungen in der behördlichen Organisation ihres Verwaltungszweiges.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Begründung

Zu Artikel 1

Die Norm beeinhaltet eine Konkretisierung der Angelegenheiten des Verwaltungs-
zweigs. Das Gesetz über die Deputationen übernimmt in § 2 bislang lediglich die aus
der Landesverfassung stammende Formulierung „Angelegenheiten des Verwaltungs-
zweiges“, ohne aber näher zu bestimmen, was darunter zu verstehen ist.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Datum des Inkrafttretens.


